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Ratgeber

NeuesErbrecht:Muss ichnundenErbvertraganpassen?
Recht Ich habe bereits einen Erbvertrag errichtet. Ummeinen Ehegattenmaximal und ohne Einbezug der übrigen
Erben zu begünstigen, habe ichmeine Kinder bzw.meine Eltern auf den Pflichtteil gesetzt. Ab dem 1. Januar 2023
ändert sich das Pflichtteilsrecht.Welches Pflichtteilsrecht gilt nun?Muss ich den Erbvertrag ändern?

Mit dem Inkrafttreten des
revidierten Erbrechts per
1.Januar 2023 erhält der Erb-
lasser bzw. die Erblasserin
insbesondere aufgrund der
Anpassung des Pflichtteils-
rechtsmehr Freiheit in der
Nachlassplanung:

Der Pflichtteilsanspruch
derNachkommenwird von
bisher 3/4 auf 1/2 des gesetz-
lichen Erbteils reduziert. Die
Pflichtteilsansprüche der
Eltern, sofern keineNachkom-
men vorhanden sind, umfass-
ten bisher 1/2 des gesetzlichen
Erbteils undwerden nun ab
dem 1. Januar 2023 vollständig
abgeschafft.

Zudemkönnen sich die
Ehegatten gegenüber gemein-
samenNachkommenmaximal
begünstigen, indem sie sich
gegenseitig an demdenNach-
kommen zufallendenNachlass
eineNutzniessung zuweisen.
Neu kann demüberlebenden
Ehegatten neben derNutznies-

sung 1/2 (anstatt wie bisher
1/4) desNachlasses zu Eigen-
tumübertragenwerden.

Entscheidend
istderTodestag
Entscheidend für die Anwend-
barkeit des neuenRechts ist
der Todestag der erblassenden
Person. Stirbt sie vor dem
1.Januar 2023, gilt das alte
Recht. Stirbt sie danach, ist das
neue Recht anwendbar. Somit

ist der Zeitpunkt der Errich-
tung des Erbvertrages bzw.
Testaments nicht relevant.
Eine Verpflichtung zur Anpas-
sung Ihres bestehenden Erb-
vertrages an das neue Recht
besteht nicht. Dasselbe gilt
auch für ein Testament. Eine
Anpassung des Erbvertrags
bzw. Testaments kann jedoch
insbesondere in nachfolgen-
den Fällen angezeigt sein:
- Durch die vorgenannten
Änderungen vergrössert sich
die sogenannte frei verfügbare
Quote, was Ihnen einen grös-
serenGestaltungsspielraum
bei derNachlassregelung gibt.
UmdenEhegatten auch ge-
mäss demneuenRechtmaxi-
mal zu begünstigen, kann die
Anpassung Ihres Erbvertrages
notwendig sein.
- Sollten Sie in IhremErbver-
trag bzw. Testament Ihre
Nachkommen oder Ihre Eltern
unter expliziter Angabe der
Quote nach bisherigemRecht

auf den Pflichtteil gesetzt
haben (z.B. «DieNachkom-
menwerden auf den Pflichtteil
von 3/4 gesetzt»), stellt sich in
IhremTodesfall nach dem
1.Januar 2023 die Frage, ob Sie
denNachkommen den Pflicht-
teil gemäss demneuenRecht
und somit 1/2 oder doch 3/4
des gesetzlichen Erbteils
übertragenwollten.

Auchwenn imErbvertrag
dieNachkommenoder Eltern
ohne die expliziteNennung
einerQuote auf denPflichtteil
gesetzt wurden, kann je nach
Formulierung imEinzelfall
fraglich sein, ob der Pflichtteil
gemäss altemRecht oder
neuemRecht gemeintwar.

Erbvertrag
überprüfen
Unklarheiten imErbvertrag
bzw. imTestament aufgrund
der bevorstehenden Erbrechts-
revision können zuKonfliktsi-
tuationen zwischen den Erben

führen. Umdiese zu vermei-
den, empfehle ich Ihnen, Ihren
Erbvertrag zu überprüfen und
allenfalls anzupassen. Dabei ist
zu beachten, dass Erbverträge
nurmit Zustimmung aller
Vertragsparteien angepasst
werden können.
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Entscheidend für die Anwend-
barkeit des neuen Erbrechts ist
der Todestag der erblassenden
Person. Eine Verpflichtung zur
Anpassung eines bestehenden
Erbvertrages bzw. Testaments an
das neue Recht besteht nicht.
Eine Anpassung kann jedoch in
Einzelfällen angezeigt sein. (heb)

MLaw Tanja Schmid
Rechtsanwältin und Notarin,
Voser Rechtsanwälte KIG;
www.voser.ch

Bei solchenEinnahmen istderStaat sehr träge
«Frankreich–Schweiz: Erben
kann teuer werden», Ausgabe
vom 10. Dezember

Einmalmehr zeigt sich, wie der
Staat seine Bürgerinnen und
Bürger ausnimmt. Finden Sie
es normal, wenn eine Erb-
schaft nicht ausreicht, umdie
Erbschaftssteuern zu beglei-
chen?Wenn die Erben noch
18,8 Prozent der Erbsumme
aus demeigenen Sack an den
Fiskus bezahlenmüssen? Läuft
es ganz dumm, entstehen dem
Erben so sogar noch Schulden!

Ich bin derMeinung, dass
hier schon längst hätte gehan-
delt werdenmüssen. Erb-
schaftssteuern sind einHirnge-
spinst aus der Vergangenheit
und gehören abgeschafft. Es
handelt sich dabei immer um
Geld, das schon beimErblasser

mindestens zweimal,meist
jedoch schon drei- bis viermal
versteuert wurde.

Darum sehe ich absolut
nicht ein, warum sich Bund,
Kantone, Gemeinden und
andere Staaten beimErbemp-
fänger bereits wieder berei-
chernwollen. Der neue Besit-
zermuss sein Erbeweiterhin
als Vermögen und zumTeil
sogar als Einkommen ebenfalls
wieder versteuern, dazu allfäl-
lige Zinsen oderGewinne.

In das gleiche Kapitel
gehört die Besteuerung von
Leibrenten. Bei diesenwird
heute ein Anteil von 40Pro-
zent als pauschaler Ertragsan-
teil besteuert. Legtman den
Betrag einer Leibrente bei
einer Bank an, erhältman,
wenn überhaupt, einenmini-
malen Zins oder sonstige,

meist steuerfreie Erträge. Das
restliche Bankguthabenwird
jährlich abnehmend als Vermö-
gen besteuert.Wo bleibt hier
die Logik?

Zwei Interventionen in
einer solchen Sache vor eini-
gen Jahren bei der eidgenössi-
schen Steuerverwaltungwaren
bisher leider erfolglos. Beide
Male bekam ich die lapidare
Antwort «wir sind an einer
Änderung dran». Doch diese
wird garantiert noch Jahre oder
Jahrzehnte dauern.

ImRückgängigmachen von
sicheren Einnahmen sind die
Behörden ganz zielbewusst
sehr, sehr träge. DasGegenteil
ist dann der Fall beim«Erfin-
den» von verdeckten und
doppelten Steuereinnahmen.

BrunoHügin, Giswil

BeiderBillettsteuerbleibenFragenoffen
Zum Leserbrief «Billettsteuer:
Kleiner Beitrag an Sport- und
Kulturbauten»,
Ausgabe vom 9. Dezember

Mit ihremLeserbrief hält
Mitte-EinwohnerrätinMichèle
Albrecht ein Plädoyer für die
Billettsteuer in Kriens, über die
am 29. Januar 2023 abge-
stimmtwird. Albrecht spricht
dabei einen sehrwichtigen
Punkt an, zeigt aber die daraus
folgendenKonsequenzen nicht
klar auf.

Das grösste Problem ist die
nach der Abstimmung zu
verfassendeUmsetzungsver-
ordnung, deren Inhalt heute
noch nicht bekannt ist. Der
Stadtrat hat in Aussicht ge-
stellt, darin allenfalls einige
Ausnahmen zu ermöglichen.
Allerdingswerden die Vereine

gezwungen sein, Teile ihrer
Statuten anzupassen, umder
Verordnung gerecht werden zu
können.

Die Vorlage kannMehrein-
nahmen von 150 000bis
200000Franken in die Stadt-
kasse bringen, da gebe ich dem
Stadtrat und der Leserbrief-
schreiberin recht. Allerdings
sind auch die Konsequenzen
für die Vereine zu beachten.
DieGrossen, der Sportclub
Kriens und derHCKriens,
können den nötigenAufwand
eventuell noch stemmen.

Dochwas istmit denmitt-
leren und den kleinen Vereini-
gungen, zumBeispielmit den
beiden Theatervereinen Thea-
ter KriensHTKundBunte
BühneKriens?Die heutige
Unterstützung durch die Stadt
ist äusserst gering, ja, kaum

erwähnenswert. Zudembezah-
len diese Vereine für dieNut-
zung des Schappesaals bereits
heute einen grösserenMiet-
preis, wenn sie Billetteinnah-
men generieren.

Als Vizepräsident der
Bunten BühneKriens kann ich
sagen, dass es für uns äusserst
schwierig wird, wennwir
10 Prozent unserer Billettein-
nahmen abliefernmüssen. Vor
allem auch unter demAspekt,
dass unsere Theateraufführun-
gen dann in verschärftem
Wettbewerbmit anderen, nicht
steuerpflichtigen Veranstaltun-
gen stehen. Daher undwegen
der heute noch unbekannten
Umsetzungsverordnung plä-
diere ich für einNein.

Reto Felber, Vizepräsident der Bunten
BühneKriens und Einwohnerrat SP

Zwar streichelt die Sonne den Bergkamm im Vordergrund, aber im
Tal drohen Kälte undNebel. Leserbild: Stefan Kunz, Meggen

Winterlicht über Engelberg

DieEUistnichtmitUngarnzuvergleichen
«Katar-Gate: Debakel fürs
EU-Parlament»,
Ausgabe vom 12. Dezember

Normalerweise sprichtman bei
einemVergleich, der nicht so
richtig passt, über einen Ver-
gleich vonÄpfeln undBirnen.
ImArtikel über die Korrup-
tionsaffäre imEU-Parlament,
werden eher Pferdeäpfelmit
Birnen verglichen.

Richtig ist:Mit grosser
Wahrscheinlichkeit waren oder
sind gewisse EU-Parlamenta-
rier korrupt. Aktuell redenwir,
soweit ichweiss, von einer
Handvoll Personen imUmfeld

des EU-Parlaments, davon eine
aktive Parlamentarierin und
ein ehemaliger Parlamentarier.

Richtig ist bestimmt auch,
dass es inUngarnKorruption
gibt. Das EU-Parlament aber
mit Ungarn gleichzusetzen –
und daswird ja in demArtikel
angedeutet – scheint doch, als
wolleman besagte Pferdeäpfel
mit Birnen vergleichen.Wir
reden auf der einen Seite von
einzelnen Fällen, auf der
anderen von organisierter
Korruption imMachtzentrum
eines Landes.Wir reden von
demokratischenVerfahren und
Rechtsmitteln, diese einzelnen

Fälle aufzuklären und zu be-
oder verurteilen, und anderer-
seits von einem staatlichen
Bestreben, genau das zu ver-
hindern.

Korruptionmuss aufge-
deckt, verfolgt und bestraft
werden. In echtenDemokra-
tien geschieht das, auch in der
EU.Odermüssenwir auch die
Schweiz auf die gleiche Stufe
wieUngarn stellen, weil ein
einstiger Genfer Bundesrats-
kandidat sich von einem
Scheich eine Reise bezahlen
liess?

ThomasSchmitt, Sursee
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